
richtet sein müssen. Den Angriffsgegenstand des Hoch
verrats definierte das ehemalige Reichsgericht mit fol
genden Worten:

„Unter Verfassung sind zu verstehen die Grundlagen des 
staatlichen Lebens, mögen sie in der Verfassungsurkunde 
aufgezählt sein oder andere gesetzliche Regelung gefunden 
haben. Nicht alle Bestimmungen der Verfassungsurkunde 
sind Obiekt eines hochverräterischen Unternehmens, viel
mehr nur diejenigen, durch weiche eben die Grundlagen 
des politischen Staatslebens ihre rechtliche Regelung ge
funden haben. Als solche Grundlagen erscheinen insbeson
dere die R e c h t e  (von mir gesperrt, — H. G.) derjenigen ' 
Gewalten, durch deren Willensäußerung das Staatsleben 
bestimmt wird.“4)

Geschützt wird eine bestimmte Rechtsordnung, die in 
den Grundsätzen der Verfassung zum Ausdruck gelangt 
ist. Daraus folgerte das Reichsgericht, daß zwischen ver
fassungsmäßigen Rechten und deren Ausübung zu 
unterscheiden sei. So führt der Leipziger Kommentar5) 
aus:

„Immer aber muß es sich um eine Änderung, um eine, sei 
es auch nur vorübergehende Entziehung der Rechte, um 
eine Beseitigung der genannten Gewalten handeln, nicht 
nur um eine Hemmung derselben in der Ausübung ihrer 
Rechte.“

Diese Auslegung — an die sich allerdings der 4. Se
nat des ehemaligen Reichsgerichts in Prozessen gegen 
Mitglieder der KPD nicht gehalten hat — entspricht 
dem Sinn und Wortlaut der §§ 80 ff. StGB, die die 
bürgerliche Verfassung schützen und solche Handlungen 
bekämpfen sollen, die sich gegen die Verfassung richten. 
Kriterium des politischen Handelns haben allein die 
Rechtsgrundsätze der bürgerlichen Verfassung zu sein. 
Dadurch wird der bürgerlich-demokratische Charakter 
der Hochverratsbestimmungen als Schutzbestimmungen 
der bürgerlichen Verfassung gewahrt.

Einen völlig anderen Standpunkt vertrat der Freis- 
lersche „Volksgerichtshof“:

„Die rechtliche Grundordnung ... schließt dafür aber die 
Bewegung ... in ihren wesentlichen Bestandteilen ein ..., 
während die bloße VerfassungsdurChbreChung Im Einzel
fall (unter Weitergeltung der einmal durchbrochenen Ver
fassung im übrigen) ... nicht einbezogen wird.“5)

Ebenso bestimmte der 13. „Nationalsozialistische Leit
satz für ein neues deutsches Strafrecht“:

„Hochverrat ist das unmittelbar gegen das deutsche Volk 
in seiner Gesamtheit gerichtete Verbrechen eines Volks
genossen.

Der offizielle Kommentar fügte hinzu:
„Der Hochverrat erschien in seinem Wesenskem bisher nur 
als Angriff auf die Staatsverfassung als Inbegriff politischer 
Rechtsgrundsätze. Ein Angriff, der nicht gegen diese . . .  ,  
Verfassungsgrundsätze gerichtet war, galt nicht als Hoch
verrat, mochte er auch Volk und Reich in ihrem Innersten 
treffen. Alle auf die Beseitigung der Verfassungseinrich
tungen und Verfassungsgrundsätze gerichteten Angriffe 
galten aber ohne Rücksicht auf ihre wirkliche Bedeutung 
für Volk und Reich als Hochverrat.“!)

Diese Kritik an der vom Reichsgericht bisher ver
tretenen Definition des Angriffsgegenstandes verfolgte 
einen erkennbaren politischen Zweck. Einerseits konnte 
der Anschlag auf die verfassungsmäßigen Rechte als 
eine Tat bezeichnet werden, die nicht gegen „Volk und 
Reich“, d. h. nicht gegen die politischen Interessen einer 
Minderheit deutscher Militaristen und Faschisten, ge
richtet war, so z. B. die Beseitigung der demokratischen 
Rechte und Freiheiten durch das Hitlerregime. Anderer
seits konnte eine Handlung, die nicht gegen die Ver
fassung, vielmehr auf die Verteidigung der verfassungs
mäßigen Rechte gerichtet war, zu Hochverrat gestem
pelt werden, weil sie gegen die faschistische Auffassung 
über die Belange von „Volk und Reich“ verstieß. Indem 
die „nationalsozialistische“ Bewegung, die damaligen 
staatserhaltenden Kräfte, mit der Verfassung (die ge
rade diese Kräfte faktisch beseitigt hatten) identifiziert 
wurde, wurde erreicht, daß jeder politische Kampf gegen 
die „Bewegung“ (gleich Verfassung), jede antifaschisti
sche und demokratische Tätigkeit, jede Kritik an der 
„Bewegung“, ihrer Regierung und deren Maßnahmen 
als Vorbereitung zum Hochverrat gestempelt werden 
konnten.

Indem der Senat die politischen Kräfte, die er als 
staatserhaltend ansieht, die Maßnahmen der Regierung * 8

4) „Leipziger Kommentar“, 4. Aufl., 1929, Anm. 4 zu § 81.
0) a. a. O.
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und die politischen Verhältnisse Westdeutschlands mit 
der grundgesetzmäßigen Ordnung gleichsetzt, muß not
wendigerweise ein ähnliches oder gleiches Ergebnis 
hervorgerufen und das Grundgesetz als Maßstab allen 
politischen Handelns entwertet werden. Jede politische 
Tätigkeit, die sich gegen Regierungsmaßnahmen, z. B. 
gegen den Kurs der Remilitarisierung, richtet, jeder 
Versuch der Änderung der politischen Verhältnisse, 
z. B. das Bemühen, die Imperialisten und Militaristen 
zu entmachten, jede Kritik an den sog. staatserhalten
den Kräften muß als eine Untergrabung der grund
gesetzmäßigen Ordnung aufgefaßt werden. Daß dies der 
Fall ist, beweisen die Feststellungen des Senats über 
das, was er als Schwächung und Untergrabung der be
stehenden Ordnung ansieht:

„Während man die Bundesregierung für die Spaltung 
Deutschlands verantwortlich machte und ihr u. a. unter
stellte, sie bereite einen Angriffskrieg gegen die UdSSR, 
die sogenannten Volksdemokratien und die sogenannte DDR 
vor, erhob man gegen die Führung der SPD und des DGB 
den Vorwurf, sie unterstütze die Politik der Bundesregie
rung, indem sie die Massen der Werktätigen von wirksamen 
Aktionen gegen sie abhalte. Auf diese Weise sollte das 
Vertrauen des Volkes zu seinen politischen Führern er
schüttert . . . werden“ (S. 11).

Die Kritik an der Bundesregierung und am Verhalten 
der rechten Führer der SPD ist nach Ansicht des Senats 
eine Untergrabung der grundgesetzmäßigen Ordnung. 
Wer beabsichtigt, „das Vertrauen des Volkes zu seinen 
politischen Führern“ zu erschüttern, verfolgt ein grund
gesetzwidriges Ziel. Eine andere Form des Untergrabens 
ist die Kritik an den politischen Verhältnissen West
deutschlands:

„Gleichzeitig versucht man, vor allem der Arbeiterschaft, 
einzureden, daß die sozialen Verhältnisse in der Bundes
republik unerträglich seien, und zwar aus Verschulden der 
Bundesregierung, die lediglich die Interessen der Monopo
listen und Großgrundbesitzer vertrete“ (S. 11).

Welche Bestimmung des Grundgesetzes untersagt es, 
„das Vertrauen des Volkes zu seinen politischen Füh
rern zu erschüttern“? Welcher Verfassungsgrundsatz 
wird angetastet, wenn die Politik der Bundesregierung 
kritisiert, ihre politischen Maßnahmen bekämpft, die 
politischen Verhältnisse in der Bundesrepublik als un
erträglich bezeichnet werden? Welche Norm verbietet 
der FDJ, die politische Haltung des Führungsgremiums 
einer politischen Partei zu verurteilen? Derartige 
Grundrechtsnormen existieren nicht. Dagegen gibt es 
Bestimmungen, die allen Bürgern die Freiheit des poli
tischen Verhaltens, die Freiheit der politischen Mei
nungsäußerung gewährleisten.

Die vom Senat vorgenommene Gleichsetzung des 
Grundgesetzes mit einer bestimmten politischen Herr
schaftsordnung führt staatsrechtlich zu dem Ergebnis, 
daß die demokratischen Grundrechte für die Gegner 
der sog. staatserhaltenden Kräfte aufgehoben werden. 
Strafrechtlich führt sie zur analogen Anwendung der 
Staatsgefährdungsbestimmungen, die eine grundgesetz
widrige Absicht als konstitutives Merkmal enthalten, 
auf grundgesetzmäßige, aber gegen die Politik der sog. 
staatserhaltenden Kräfte gerichtete Zielsetzungen. Eine 
analoge Anwendung der Strafbestimmungen ist jedoch 
nach Art. 103 Abs. 2 GG und § 2 StGB verboten.

Zwar verteidigte sich der Senat in seiner mündlichen 
Urteilsverkündung (etwa eine Stunde lang) gegen den 
Vorwurf einer politischen und widerrechtlichen Recht
sprechung, hatte doch ein Verteidiger das Sprichwort 
aus der Zeit der Inquisitionsprozesse „Wer den Richter 
zum Kläger hat, braucht Gott zum Advokaten“ an
geführt; im Urteil hat er jedoch, wenn vielleicht auch 
ungewollt, den inneren Beweggrund seines Handelns - 
ausgesprochen: Recht ist, was uns nützt und hilft, das 
mit dem Grundgesetz identifizierte politische Regime 
vor „totalitär“ gewerteten Gesinnungen zu verteidigen. 
Nicht Strafe für grundgesetzwidrige Handlungen, son
dern Sicherung vor Trägern „totalitär“ gewerteter Ge
sinnungen, vor Trägem einer „geheimen Zielsetzung“ 
soll dies Urteil erreichen. Damit beschreitet der Senat 
den durch Art. 103 Abs. 2 GG und § 2 StGB verbotenen 
Weg der Verfolgung einer Gesinnung, wendet § 90 a 
StGB analog an und beseitigt die demokratischen Rechte 
und Freiheiten für die konsequenten Gegner der Poli
tik der Remilitarisierung Westdeutschlands,. der Spal
tung unseres Vaterlandes und die Kämpfer für eine 
neue demokratische Ordnung in Westdeutschland.

(wird fortgesetzt)
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